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Wortlaut der Petition

Öffent l  iche S icherheit
Der Deutsche Bundestag möge beschließen: Das Bundesministerium fiir Umwelt und das Bundesamt fiir
Strahlenschutz sollen geeignete Maßnahmen ergreifen, um bei Missbrauch von tieffrequentem Schall und
elektromagnetischer Strahlung den grundgesetzlichen Schutz der Bürger*innen auf körperliche Unversehrheit
zu eewährleisten.

Begründung

Tieffrequenter Schall und elektromagnetische Strahlung sind waffenftihig. Der Silent Guardian der Firma
Raytheon beispielsweise wird mit  Mikrowel len munit ioniert .  Darüber hinaus ist  der Missbrauch dieser
Umweltfaktoren mittels umfunktionierter haushaltsüblicher Geräte leicht möglich, insbesondere zur
Vertreibungen aus Wohnungen. Dieser Missbrauch kann bislang nicht verhindert und bestraft werden, da
beide Faktoren fehl- bzw. unregulieft sind.
Das Bundesministerium fi.ir Umwelt samt dem beigeordneten Umweltbundesamt betrachtet tieffrequenten
Schall lediglich unter dem Aspekt des Arbeitsschutzes und des Baus. Ein Grenzwert existiert nicht. wie in
einer Publikation des UBA vom März20ll nachzulesen (Tieffrequente Geräusche im Wohnumfeld - Ein
Leitfaden fiir die Praxis). Das Bundesamt für Strahlenschutz hat die Grenzwerte für elektromagnetische
Strahlung (Mikrowellen) so hoch angesetzt, dass nur unter l0% davon tatsächlich genutzt wird.
Öffentlich veranlasste Messungen in Privatwohnungen wurden bei diesen beiden Umweltfaktoren
ausgeschlossen, anders als bei anderen gesundheitsgeftihrlichen Umweltfaktoren, z.B. Hörschall. Privat
veranlasste Messungen sind sehr kostspielig und damit den meisten Betroffenen nicht zugänglich. Sie dienen
unter den gegenwärligen Umständen auch lediglich dazu, das übermäßige Vorkommen der o.g.
Umweltfaktoren in Wohnungen zu dokumentieren, sind aber wegen der fehlenden bzw. zu hohen Grenzwerte
nicht geeignet, das Recht anzurufen. Damit ist es ausgeschlossen, sich gegen den Missbrauch von
tieffrequentem Schall und elektromagnetischer Strahlung zu wehren.
Abhilfe würde geschaffen werden, wenn behördliche Messungen in Privatwohnungen möglich gemacht
werden, und zwar'über einen längeren Zeitraum und zu Vergleichszwecken in mehreren Wohnungen.
Messprotokol le als Hinweis auf eine Straftat  sol l ten bei der Pol izei  Untersuchunsen auslösen und die
Anrufung eines Gerichts ermöglichen.

Anregungen für die Forendiskussion

Warum wurden diese beiden hochgeftihrlichen Umweltfaktoren so lange nicht angemessen reguliert? Können
überraschende Todesl?ille, beispielsweise beiNSU-Zeugen in BaWü, diesen Umweltfaktoren zugerechnet
werden?
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